Breslau 


Bierteljähriger Abannementspretg in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Porto 2 Thlr. 114, Sgr. ertiondgeb für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 196. Mittag⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 28. April. Nach hier eingetroffenen Nachrichten 
aus Serajevo vom geſtrigen Tage, haben 80 Pferde und 
Lebensmittel in Nikſik Eingang gefunden. Der Fürſt von 
Montenegro hatte den Durchgang der Convols durch Mon: 
tenegro geſtattet. 


Turin, es. April. Nach hier eingegangenen Nachrich⸗ 
ten aus Neapel vom geſtrigen Tage war daſelbſt Tags zuvor 
eine Bewegung ausgebrochen, aber unterdrückt worden und 
hatten viele Verhaftungen ſtattgefunden. Berichte aus den 
Provinzen melden, daß Juſurgentenſchaaren, in der Meinung, 
die Verſchwörung ſei geglückt, auf Neapel marſchiren. 300 
Juſurgenten find aus dem Nömiſchen in die Provinz Aquila 
eingerückt und 4 Schiffe mit bourboniſchen Soldaten find am 
25. von Eivita Vecchia nach Neapel abgegangen. Neapel iſt 
jetzt ruhig. 


Petersburg, 27. April. Das heutige „Journal de 
St. Petersbourg“ erklärt ſich ermächtigt, die von auswärti- 
gen Journalen gebrachte Nachricht von in Kiew ſtattgehabten 
Nuheſtörungen kategoriſch zu dementiren. Die Ordnung ſei 
daſelbſt nirgend geſtört worden und hätten ſich diejenigen, 
welche der Leichenfeier beigewohnt, friedlich getrennt. 


Waſhington, 15. April. Eine Proklamation Lin⸗ 
coln's beruft die Miliz, 75,000 Mann, zu den Waffen, um 
die Feſtung Sumter als Bundeseigenthum wieder zu erobern. 
Congreſi einberufen. 


rank furt, 27. April. In der heutigen Bundestags⸗Sitzung ließ Däne⸗ 
mark erklären: das Patent von 1859 ſei den Ständen zur Zuſtimmung, wenn 
auch nicht Aufhebung, vorgelegt; dagegen von den Ständen aus Bedenken 
wegen Competenz⸗Ueberſchreitung zurückgewieſen. Ferner wurde rückſichtlich 
der Bundes⸗Kriegsverfaſſung beſchloſſen: die Reſerve⸗Diviſion ſei zu erhalten 
und das Erſatztruppen⸗Contingent auf ein Drittel Prozent zu erhöben, 


San, wurde nach England geſchickt, um Gewehre einzukaufen und eine An⸗ 
leihe abzuſchließen. 


Paris, 26. April, Abends. Die 1 1 r 
on‘! ner Z 08 


aus der Herzegowina. daß die Türken die 
ae und —— verſchanzte Stellung derſelben genommen haben. 
u 


Turin wird vom heutigen A gemeldet, daß Garibaldi nach der 
t einige Tage verweilen und dann 


Villa Pallavicino abgereiſt ſei, daſelb 
direkt nach Caprera gehen werde. 

London, 26. April, > i ; 
erwiderte Palmerſton auf eine desfallſige Interpellation Cecils, . 1 89 das 
Benehmen der preußiſchen Beamten zu Köln gegen den Kapitän 


tung des preußiſchen Miniſteriums nicht; die engliſche Regierung würde in 
einem ähnlichen Falle ſich ſofort entſchuldigt haben. 
Petersburg, 27. April. Der Beurlaubte iſt der Bruder des Statt⸗ 
halters von Polen, General der e und Mitglied des Reichsrathes 
Peter Dmitriewitſch Gortſchakoff II. Gleichzeitig ſind 57 andere Generale 
mit Penſion verabſchiedet worden. 


: EN 8 e u e u. 
Landtag. 


K. C. 41. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 27. April. 
Präſident Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 10 Uhr. Am Mi⸗ 
niſtertiſche v. Auerswald, v. d. Heydt, v. . 
1 itt in die Tagesord 
or dem Eintritt in die Tagesordnung ergreift der Abg. v. Vi d 
Wort: Er wolle die Aufmerkſamkeit des Hanes — > en en — — 
ſtenographiſchen Berichte enthaltene diſſentirende Votum lenken, welches von 
den Abg. Ancker, Behrend und Genoſſen gegen die Abſtimmung des Hauſes 
über den v. Niegolewski'ſchen Antrag veröffentlicht worden ſei. Er könne 
natürlich den Abgeordneten die . zu einer derartigen Veröffent- 
lichung nicht beſtreiten, im Gegentheil, er glaube, daß hierzu wohl eine Ver: 
anlaſſung vorgelegen habe, da es in einer ſo wichtigen Angelegenheit wohl 
intereſſant ſei, die abweichenden Anſichten der Mitglieder kennen zu lernen, 
da ihnen nach dem Commiſſions⸗Antrage nicht vergönnt war, ihre Anſicht 
auszuſprechen. Wenn aber die Abgeordneten der Beſtimmung der Geſchäfts⸗ 
ordnung geradezu entgegen auf eine längſt abgethane Sache, auf den Be⸗ 
ſchluß des Haufe vom 20. März, zurückkommen, indem ſie ſich auch gegen 
den Beſchluß erklären, die Frage über die Sale den Antrag der Ge⸗ 
ſchaftsordnungs⸗Commiſſion zu überweiſen, obwohl fie auch — wenn er ſich 
nicht irre — dafür geſtimmt hätten, fo ſcheine darin wenig Rückſicht auf 
einen mit „höchſt überwiegender Majorität“ des Hauſes gefaßten Beſchluß zu 
liegen, und er bitte deshalb die Herren Schriftführer, welche nach § 13 der 
Geſchäfsordnung ſtenograph. Berichte zu kontroliren hätten, künftig derartige 
Erklärungen nicht mehr zuzulaſſen. 
ſtim nuultdent Simſon: Der 8 59 der Geſchäftsordnung enthalte die Be⸗ 
mung, daß jeder Abgeordnete bei einer nicht durch Namensaufruf erfolg⸗ 
weichende Man das Recht habe, ſeine von dem Beſchluſſe der Mehrheit 1 
Seren Aufnahme kurz motivirt ſchriftlich dem Bureau zu übergeben und 
e 175 u die ſtenogr. Berichte, ohne vorgängige Verleſung in dem 
auſe, in 110 gen, und danach ſchien es nothwendig, auch die in Frage 
de Leftzorduang allen. a unktion der Schriftführer nad 8 10 
2 U ’ 2 
tlärungen zu eben. ; ch nicht darauf, die Zuläſſigkeit ſolcher Er 
Abg. Fortenbeck: Juvörderſt bemerke ich thatſächlich, daß ich mit meh⸗ 
zeren meiner Freunde gegen den Vinckeſchen 2 — 20. dat, — — 
babe is eilſache Bea, Wotums, welches fic leviglic 
auf die immu eso i i 
auf a ee wir Aenne. . 
bg. v. Binde: Da R er Erklärung iſt ausdrückli en 
den Beſchluß vom 20. März gerichtet, und es ſieht Ban ſeſt, daß 89 Ju. 
tragſteller nicht berechtigt ſind, nach Zeit von 5 Wochen noch einen Beſchluß 
des Hauſes ihrer Kritik zu unterziehen, Abg. v. Hoverbeck hätte gleich 
damals nach dem 20. März eine Erklärung gewünſcht; ſie ſei unterblieben, 
weil man mit dergl. Angelegenheiten das Haus nicht gern behellige; aber 
auch jetzt ſei ſie noch an der Zeit geweſen. „Da wir hier in der Minorität 
find, ſo möge man uns nicht Angriffe ins Geſicht ſchleudern, die von an: 
derer Seite jo oft provozirt ſind“ — Abg. Krieger hat auch für Ueber⸗ 
weiſung an die Geſch.⸗Ordn.⸗Comm. geſtimmt, aber nur weil der Präſident 
pelast, daß für die Beurthellung der Verfaſſungsmäßigkeit keine andere In⸗ 
tanz da ſei; er ſehe indeß in dieſer Abſtimmung keinen Widerſpruch mit 
ſeinem diſſentirenden Votum. 


ffnungen 


Nachts. In der heutigen Sitzung des Unterhauſes 
aedonald 


die Schranken des Geſetzes inne hielt, ſo war es doch dazu — * die 
freundſchaftlichen Beziehungen zu Preußen zu ſtören. Er begreife die Hal⸗ 


alow, v. Bernuth und mehrere 


et 


itung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außetdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 29. April 1861. 


abſchneiden, wenn es anders da 
0 r gut). — Eine fernere Be 


5 
norität gebliebenen Anſicht, die Reorganiſation der Bergbehörden fo auszu⸗ 
führen, daß nicht die Bergämter, ſondern die Oberbergämter aufgehoben 
werden ſollen. In finanzieller Beziehung befinde man ſtch im Dunkeln: 
einen zwiefachen Etat, wie ſich die Sache in einem und wie im andern Falle 
ſtellen werde, haae die Regierung nicht — © Nach ſeiner Anſicht — 
die der Redner mit im Einzelnen nicht verſtändlichen Zahlen belegt — ſei 
das Profelt der Regierung finanziell koſtſpieliger als feines. — Der Ein⸗ 
wand, daß mit der Berggeſetzgebung ſeit 1851 und der dadurch bewirkten 
tößeren Selbſtwerwaltung der Gewerke die Bergämter überflüſſig geworden 
een, beweiſe zu viel oder nichts; denn in dieſem Falle feien doch die Ober⸗ 
Bergämter, die kontrolirende Behörde, erſt recht überflüffig. Indeß ſei der 
Einwand überhaupt nicht richtig; die Bergämter hätten noch genug zu thun; 
die Functionen der verwaltenden Behörde, d. h. der unteren, hätten weniger 
irkſamkeit verloren, als die der kontrolirenden, d. h. der oberen Be⸗ 
hörde. 


Bei der Uebermachung der Geſchäfte der Oberbergämter an die Berg⸗ 
ämter, ſtatt umgekehrt, werde am wenigſten geändert, die Geſchäfte blieben 
im Gange. Durch das umgekehrte Ver 


ahren werde die, auf dieſem Gebiete 
gewiß nicht wünſchenswerthe Centraliſation gefördert; die Bergämter hätten 
ihren Sitz an den Orten ſelbſt, wo der Bergbau betrieben würde; ſie ſeien 
die lebendige Vermittelung zwiſchen dem Bergbau und den ſtaatlichen Be⸗ 
hoͤrden. Perſonal⸗ und Lokalkenntniß ſeitens der Bergbehörden ſeien drin⸗ 
end wünſchenswerth; dieſe Kenntniß könnten die Oberbergämter nicht be⸗ 
ien, ihre Mitglieder würden ſich in die neuen Geſchäfte erſt einzuarbeiten 
haben; unnöthiges Schreibwerk und koſtſpielige Reifen müßten die Folge 
ſein. Die Ausbildung junger Bergbeamten werde beeinträchtigt, da ihnen 
die Möglichkeit der praktiſchen Anſchauung entzogen werden würde. Die 
Bergſchulen, welche ſich jetzt an die Bergämter anlehnen und aus ihnen die 
räfte erhalten, würden durch die Aufhebung der Bergämter in ihrem 
ortbeſtehen gefährdet. Die Führung des Berg⸗Hypothekenbuches bei den 
ber⸗Bergämtern ſtoße auf erhebliche Schwierigkeiten. Eine einheitliche Ver 
waltung durch die Ober⸗Bergämter ſei auch nicht zu erreichen, da die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Berg⸗Geſetz ) 
liegenden Landestheilen dieſelbe unmöglich mache. 


Die Berg⸗Polizei⸗Verord⸗ 


Bergämter ausgeübt werden. Die Bergämter ſeien eine der älteften Behör⸗ 
den. Das Beiſpiel endlich anderer deulſchen Staaten, Naſſau und Sachſen, 


um Aufklärung von der erbank: die 
ſie ig eine Nicht tecnifhe e 
zu 8 1 die Amendirung, nicht die Berg⸗, ſondern die 
zuheben. — Falls ſein Plan nicht angenommen würde, ſo fürchte er, wür⸗ 
den die Schäden ſich in nicht 1 langer Zeit geltend machen. 

Abg. Overweg für die Regierungs⸗Vorlage: Die Vorlage wolle, ſtatt 
vier, neun Behörden aufheben, und der Wunſch nach Aufhebung einer der 
Behörden gehe ſchon lange durch alle Bergamts⸗Diſtrikte. Durch die Auf⸗ 
hebung der Bergämter werde die Regierung in den Stand geſetzt, alle Po⸗ 
ſten durch tüchtige Beamte beſetzen zu können, und im Intereſſe der Bethei⸗ 
ligten liege es ganz beſonders, daß die Bergbehörde der Provinzialbehörde 
gleichſtehe und keinen untergeordneten Rang einnehme. i 
Aufhebung der Oberbergämter würde auch eine Koſtenverminderung nicht 
8 geführt werden, während nach dem Vorſchlage der Regierung auch die 

eſchäftsführung bedeutend vereinfacht würde. Der Redner Kah demnächſt 
auf die ſpeziellen Verhältniſſe der Graſſchaft Mark und der 15 ein 
und weiſt auch daraus den Vorzug des Regierungs⸗Planes nach. — Abg 


[Strohn gleichfalls für die Regierungs⸗Vorlage: Das finanziell günftige 


Reſultat der Regierungs⸗Vorlage fei für ihn nicht entſcheidend; ne die 
alten Bergbehörden beſtänden, Fönnten die neuen Berggeſetze nicht eine Wahr: 
heit werden; erſt müſſe der alte Zopf abgeſchnitten werden. Würden die 
Oberbergämter aufgehoben, jo blieben noch neun Bergbehörden beſtehen; 
dies ſeien zu viel, vier Bergbehörden ſeien nach ſeiner Anſicht vollkommen 
genügend; für Weſtfalen reiche eine Behörde aus. In früherer Zeit mochte 
es allerdings ſchon wegen der erſchwerten Communication im Intereſſe der 


dieſer Grund falle gegenwärtig fort, Wenn nun die vier Bergämter un⸗ 
mittelbar unter dem Ministerium ſtänden, jo gebühre ihnen auch der Rang 
einer Provinzialbehörde. — Abg. Kühne (Berlin): Er werde für die Vor⸗ 
lage ſtimmen und wolle ſein Votum nur mit wenigen Worten motiviren. 
Früher konnte nur von einer Aufhebung der Oberbergämter die Rede ſein, 
weil die Bergämter zu ſehr mit der Verwaltung zuſammenhingen. Da die 
Organiſation jetzt jedoch viel weiter vorgeſchritten, ſo halte er die Aufhebung 
der Bergämter mehr für zuläſſig, ſchon wegen der dadurch zu erzielenden 
Erſparungen. Er erkläre ſich aber dafür, den Bergbehörden den Rang einer 
Provinzialbehörde zu geben aus den ſchon vom Vorredner angeführten Grün⸗ 
den, namentlich um den Nachwuchs an jungen Beamten heranzuziehen, die 
ſich ſouſt dieſer Carriere nicht zuwenden würden. 

Handelsminiſter v. d. Heydt: Nur der erſte Redner habe Bedenken ge⸗ 
gen die Vorlage geäußert; die Gründe der Regierung hätten dagegen ſolche 
lnerkennung gefunden, daß er wenig hinzuzufügen habe. er Abg. v. 
n habe in Zweifel gezogen, daß die Organiſation nach dem Mane 
der Regierung eine ſolche Erſparniß herbeiführen würde, wie ſie veranſchlagt 
ſei, und habe gemeint, daß ſein Gegenplan eine größere Erſparniß 1 5 
führen würde, als der der Regierung. Der Redner befinde ſich dabei im 
Irrthum; es ſei zu bedauern, daß derſelbe als Mitglied der Commiſſion ſich 
nicht das vollſtändige Material habe vorlegen laſſen. Die Erſparniß ſei 
übrigens nicht das entſcheidende Moment geweſen, ſondern die Frage wegen 
der Zweckmäßigkeit, namentlich die Frage, in welcher Weiſe eine Vereinfa⸗ 
chung der Verwaltung im Intereſſe der Verwaltung ſelbſt herbeigeführt wer⸗ 
den könne. Nachdem das Geſetz vom Jahre 1851 vollſtändig ausgeführt, 
die Verhältniſſe der Arbeiter geregelt ſeien, habe eine weſentliche Vereinfa⸗ 
chung der Bergbehörden nothwendig geſchienen. Es ſei demnächſt in Frage 
gelommen, ob den Bergbehoͤrden noch weitere Befugniſſe beizulegen ſeien, 
und es erſchien im Intereſſe der Verwaltung nothwendig, ihnen den Rang 
der Propinzialbehörden zu geben. Er könne deshalb nur die Annahme der 
Aae un 2° empfehlen. Mit der von der Commiſſion vorgeſchlagenen 
Aenderung des § 1, der Streichung des § 5 und der Aenderung zu § d er⸗ 
kläre er ſich einverſtanden, in Dee des § 7 (wo die Commiſſion diejeni⸗ 

en „Hüttenwerke, welche zur Darſtellung von Rohmaterial dienen und ein 
ubehör der Bergwerke bilden“, dem Reſſort der Bergbehörden zuweiſen will) 
empfehle er die Beibehaltung der Regierungs⸗Vorlage, weil nach dem Com: 
miſſions⸗Vorſchlage es in das Belieben des Hüttenbeſitzers geſtellt ſei, ob 
ſeine Hütte unter das Reſſort der Regierung oder der Bergbehörde gehören 
ſolle; bei SS 9 u. ff. erkläre er ſich gegen die von der Ellen len prinzipiell 
vorgeſchlagene Streichung; dagegen trete er den eventuellen orſchlägen der 
Commiſſion zu dieſen SS bei. 

Abg. v. Vincke erbittet ſich Auskunft über die Frage der Koſtenerſpar⸗ 
niß; dieſe Rückſicht fer zwar nicht durchgreifend, aber doch auch von Wi: 
tigkeit; die 7 die Koſten der neuen Organiſation würden ſich auf 
und 240,000 Thlr.“ ſtellen, ſei doch etwas „zu rund“, daraus könne ſich 
keiner vernehmen; ebenſo ſei die Zahl nicht ſpecificirt, daß durch Beibehal⸗ 
tung der Bergämter 64,000 Thlr. weniger geſpart würden. Dieſe Zahlen 
ſeien nur die des Ordinariums, wie ſtehe es aber mit dem Extraordinarium? 


ebung in den am rechten und linken Rheinufer 


könnten füglich von den Regierungen, nach Anhörung der Bergämter, 
erlaſſen und die Aufſicht über die ſtandesherrlichen Bergbehörden durch die 


ſowie auch Belgiens ſpreche ebenfalls für ſeinen Plan. Daß die Handels⸗ 
kammern für den Regierungsplan ſich erklärt Dätten be 2 er und * 


De er 
echniſchen Frage. Er beantrage 
ber⸗Bergämter auf⸗ 


Durch die h 


Grubenbeſitzer liegen, daß die Bergämter ihnen jo nahe als möglich waren; 


Neue Gebäude würden nöthig ſein oder Erweiterungen; die Mehrkoſten 
werde man wohl aus dem Etat für 1862 erſehen. a 
Handelsminiſter v. d. Heydt: Sein Commiſſar habe detaillirte Mitthei⸗ 
lungen in der Commiſſion gegeben; die angegebenen Hauptzahlen beruhten 
auf ſorgfältigen Zuſammenſtellungen; die etwaigen Erweiterungen oder Neu⸗ 
bauten würden ſich gewiß aus dem Erlös für die überfläffig werdenden 
Baulichkeiten decken laſſen. 1 . 
bg. v. Beughem: Er habe in der Commiſſion von Special⸗Etats 

nichts geſehen, nur die allgemeine Zuſammenſtellung. 

Abg. v. Binde: Das Gebäude des Bergamts in Bochum ſei Eigenthum 
5 e ie Fonds, nicht Staatseigenthum; in Dortmund ſtehe 

nlich. 

Handelsminiſter: Die übrigen Baulichkeiten in den andern Orten 
würden zur Deckung der Mittel für die erforderlichen etwaigen Neu⸗ oder 
Umbauten genügen. 

Berichterſtatter Abg. Karſten: Daß der frühere Plan, die Bergämter 
beizubehalten, aufgegeben ſei, erkläre ſich, wie der Handelsminiſter ſchon aus⸗ 
eführt habe, aus der durch die neuere Berggeſetzgebung ſeit 1851 veränder⸗ 
ten Sachlage. Das finanzielle Reſultat, wie es in dem Commiſſions⸗Berichte 
angegeben, beruhe nach Mittheilung des Regierungs⸗Commiſſars auf den Be⸗ 
richten der Oberbergämter, und dieſe ſeien den Mitgliedern der Commiſſion 
zur Dispoſition geftellt; eine größere Specialiſtrung des Etats, eine Etatiſi⸗ 
rung des Gegenplans ſei nicht moglich, dann hätte man auch für alle Gegen: 
pläne Special⸗Etats unterbreiten müſſen. — Eine Verdoppelung der Beam⸗ 
ten ba den Oberbergämtern werde nicht nöthig ſein. Die Mehranſtellung 
eines Beamten werde genügen. — Die Stellung der Revierbeamten werde 
unter den Oberbergämtern keine weſentlich andere als unter den Bergämtern. 
Eine bedeutende Vermehrung des Schreibwerkes werde nicht eintreten. — 
Die Bergſchulen würden ganz und ger nicht durch die Aufhebung der Wel 
ämter berührt; nur in wenigen Fällen fungirten Beamte des Bergwerks als 
Lehrer bei Kr ie und wo dies der Fall, werde die Lehrkraft ſchon jetzt 
aus den Mitteln der Schulen bezahlt. Die praktiſche Ausbildung junger 
Bergbeamten könne fo wenig bei den Bergämtern wie bei den Oberbergam⸗ 
tern erfolgen, ſondern nur im Reviere in den Bergwerken und bei den Re⸗ 
vier⸗Beamten. — Im Intereſſe der Selbſtſtändigkeit der Revierbeamten liege 
die Aufhebung der Bergämter. ah 
Das principielle Amendement Beughem wird nicht ausreichend unterſtützt. 
Der § 1 wird in der Saftung, der Commiſſion angenommen. Ebenſo die 
24 ohne Discuſſion. Die Streichung des § 5 (der die Regierung zu⸗ 
e hat) erfolgt. § 6 (jetzt 5) wird genehmigt. — Bei § 7, wo die 

ommiſſion außer den Salinen auch die zur Darſtellung von Rohmetall 
dienenden und ein Zubehör der Bergwerke bildenden Hüttenwerke der Auf: 
ſicht der eee unterordnen will, erklärt ſich 

Abg. v. Beughem gegen dieſe Aenderung: Bisher ſei das Reſſortver⸗ 
hältniß für die Hütten verſchieden normirt geweſen; die Regierung wolle 
dieſe Verſchiedenheit beſeitigen und fie alle dem Reſſort der Regierung unter⸗ 
werfen. Unzweckmäßig ſei dagegen der Vorſchlag der Commiffton, der eine 
Theilung der Reſſortverhältniſſe wieder im Auge habe. 

Abg. Strohn, ebenfalls I die Regierungs⸗Vorlage: Das Princip 
derſelben ſei das richtige, die Annahme des Commiſſions⸗Vorſchlages werde 
vielfache Zweifel im Gefolge haben. 


Bei der Abſtimmung wird die Regierun 42 
en fein fe daß auch die Salinen der Aufsicht der Bergbehörden unterwor⸗ 
en fein ſollen. Ein Amendement des Abg. Müller (Mansfeld), event. 
auch die zur Darſtellung von Alaun Schwefel und Arjenit dienenden Hüt⸗ 
perke der Au der rden unt dnen, fällt i 
e die auf die iwerke 5. y der n. 
Die 88 9 u. fig. der Reg.⸗Vorlage, welche den Oberbergämtern die Bes 
Beru zum Erlaß von bergpoligeifi en Vorſchriſten geben wollen, und dieſe 
efugniß des Näheren regeln, will die Komm. prinzipaliter chen, weil 
dergleichen Beſtimmungen nicht in dieſes Geſetz gehören, Die Abgg. Strohn 
und Overweg vertheidigen die Reg.⸗Vorlage mit Bezugnahme auf ältere 
11 75 und mit der Bemerkung, daß die Herbeiſchaffung der nothwendigen 
Polizei mit geringen Koſten verbunben fein würde. 
bg. Waldeck: Als Mitglied der Majorität der Komm. wo 
Vorſchlag vertheidigen. Die 


= 


e mit dem Zuſatze an⸗ 


1 lle er deren 
theidige eg.⸗Vorlage gebe eine gußerordentlich weitge⸗ 
ende Organisation in Anſehung der Polizei. Eine ſolche allgemeine Befug⸗ 
niß würde die 1 1 der Bergbehörden unnöthig erweitern und zwar 
zum großen Nachtheil der Privaten. Uebrigens könnte man ja mit Cela 

einer ſolchen allgemeinen Beſtimmung bis zum Erlaß des in Ausſicht geſtell⸗ 
ten allgemeinen Berggeſetzes warten, wo es ſich auch erſt entſcheiden werde, 
ob der Handelsminiſter der alleinige Inhaber des Reſſorts bleiben werde. 
Das vorliegende Geſetz ſei mit einem Worte nicht der Ort für eine derar⸗ 


tige Beſtimmung.] 
Er konne nicht Fi 
e 


Handelsminiſter v. d. Heydt; eben, daß die gegen⸗ 
wärtige Vorlage nicht der Ort für die vorgeſchlagene Beſtimmung ſei, denn die 
Vorlage handle von den Befugniſſen, welche den Oberbergämtern 48 d 
werden ſollen. Werde nun weiter angeführt, daß es bisher ohne folche Be⸗ 
ſtimmung praamgen fei, jo wolle er nur darauf aufmerkſam machen, daß die 
Bergpolizei lediglich den Spy orden aus daß die Regierungen dabei 
nichks zu thun hätten. Die bisherigen Erfahrungen laſſen es als wünſchens⸗ 
werth erſcheinen, unnöthige Weitläufigkeiten zu vermeiden. Werde das Ges 
ſetz nach den Vorſchlägen der Regierung angenommen, ſo bleibe es ſelbſt⸗ 
verſtändlich unbenommen, die e irgend einem andern Reſſort 
unterzuordnen, die Befugniß der Bergbehörden bleibe immer dieſelbe. 

Abg. Hartmann: Den Bergbehörden ſtünde unbeſtreitbar die Aus- 
übung der Polizei zu. Es handle ſich hier gar nicht um Herſtellung eines 
neuen Rechtszuſtandes, ſondern nur um Abänderung einer NDR BIER 

orm. Wenn nun das neue Berggeſetz andere Beſtimmungen enthalten 
ollte, fo blieben die Formen immer anderweit zu reguliren. 2 
Abg. Oſterrath: Die Regierungen würden nach beſter Einſicht auch 
in ſolchen techniſchen Fragen zu entſcheiden ſuchen; den Berghehörden die 
Need. zu bergpolizeilichen Verordnungen allein zu ertheilen, ſei ge⸗ 
rlich. 
Abg. Harkort beſtreitet, daß die betreffenden Entſcheidungen der Re⸗ 


gierungen immer einſichtsvoll feien. > 
In $ 10, welcher die Gegenſtände 


Der § 9 wird nicht geſtrichen. — 
der bergpolizeilichen Vorſchriften aufzählt, will Abg. Strohn geſtrichen 
wiſſen: „Die Wahrung der Nachhaltigkeit des Bergbaues“; dieſe Beſtim⸗ 
mung ſei gefährlich, weil ſie leicht wieder zur alten Bevormundung führen 
konne, und überflüſſig ſei fie, ſofern fie gegen den Raubbau gehe; denn ge 
gen den ſchützen ſchon andere gejeglihe Beſtimmungen. — Nach einer Er⸗ 
widerung des Referenten Abg. Karſten wird die Streichung abgelehnt, 
und die SS 10— 12 nach der Faſſung der Commiſſion 9 Eben 
fo die übrigen SS der Vorlage und ſchließlich das ganze Geſetz. 

Zur Berathung kommt der Commiſſions⸗Bericht über die Carlowitz⸗ 
Behrend'ſchen Anträge wegen des Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗ 
Geſetzes. Die Commiſſion beantragt, die Erwartung auf eine desfallſige 
Vorlage in der nächſten Seſſion auszuſprechen. 

Die Abo Behrend und A beantragen die Zurückverweiſung 
des urſprünglichen Antrages an die Commiſſion zur materiellen Prüfung. 
— Die Ah Reichenſperger und Genoſſen wollen motivirte Tagesord⸗ 
nung in Folge der Erklärung des Miniſteriums. 

Abg. Behrend: Er wolle weniger die Zeit, als die Aufmerkſamkeit 
des Hauſes in Anſpruch nehmen. Der Bericht habe die Diskuſſton inner 
halb der Commiſſion in drei Abtheilungen getheilt. Den Herren ihm gegen⸗ 
über (Fraktion v. Vincke) brauche er nicht dasjenige zur Widerlegung ihrer 
Gründe anzuführen, was in der Commiſſion ſchon 7 — ſei. Die Anträge 
auf das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz ſeien ſo ganz conſtitutionell und 
hätten ſich von jeher der Zuſtimmung des Hauſes erfreut, daß der Präfis 
dent bereits im Jahre 1851 das Minifterium deshalb interpellirt habe, und 
drei Jahre hindurch ein anerkannter 7 der hochverehrte Wentzel, den 
Geſeß⸗Entwurf immer wieder vorgelegt habe. Unterſtützt ſeien deſſen Ans 
träge ſtets von hervorragenden Mitgliedern des Hauſes, z. B. von Kühne 
von dem jetzigen Miniſter v. Patow. Daß die Sache alſo hohen Werth 
habe, brauche er nicht 1 ren. Anders ſtehe es mit den Gründen der 
Herren, welche ihm zur Linken ſäßen (Fraktion v. Blandenburg). Diele 
Gründe zu widerlegen ſei er außer Stande; leider hätten ſich ihnen auch 
die vor ihm ſitzenden Herren angeſchloſſen (Reichenſperger und Genoſſen.) — 


ebenſo⸗ 1 


PPP ͤ ͤ V 


Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 482. Credit⸗mobilier⸗Aktien 
681. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Kredit⸗Aktien —, 

London, 27. April, Nachm. 3 Uhr. Conſols 91%. Iprz. Spanier 41%, 
ikaner 23%. Sardinier 80 , sprz. Ruſſen 102. 4 prz. Ruſſen 91%. 
Der Me Wechſel⸗Cours auf Wien war 15 Fl. 25 Kr., auf Hambur 
13 Mk.? Sch. Nach dem neueften Bankausweis beträgt der Noten Umlauf 
20,038,985 Pfd., der Metallvorrath 13,116,949 Pfd. St. 

Wien, 27. April, Mittags 12 Uhr 30 Min. Günftige Stimmung. Sproz. 
Metall. 65, 50. 4 proz. Metall. 57, 25. Bank⸗Aktien 720. Nordbahn 
203, 80. 1854er Looſe 86, 25. National⸗Anlehen 76, 50. Staats⸗Eiſend. 
Aktien⸗Cert. 283, —. Creditaktien 164, 60, London 147, 50. Hamburg 
110, 75. Paris 58 50. Gold —, —. Silber -,—, Eliſabetbahn 180, —, 
Lomb. Eiſenbahn 189, —. Neue Looſe 115, 75. 1860er Looſe 81, 50, 

Frankfurt a. M., 27. April, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Oeſter⸗ 
reichiſche und ſpaniſche Effekten beliebter bei lebhaftem Geihäft. Schluß⸗ 
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keitsgeſetz verlangt. Er ſtehe nicht auf dem Standpunkt des Abg. Wagener; 
er halte den Erlaß eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes in Ausführung 
des Art, 61 der Verf. nicht für ſchädlich und gefährlich. Er ſtehe ſogar im 
Allgemeinen für das Prinzip der Verantwortlichkeit ein, und halte es nicht M 
etwa blos für eine ultra⸗konſtitutionelle moderne Erfindung; der Begriff der 
Verantwortlichkeit von der Spitze herab ſei vielmehr ein altbiftoriicer, ur⸗ 
germaniſcher. Der Abſolutismus nur ſei ein Kind der Neuzeit, datire von 
dem berühmten „état c'est moi“ Ludwigs XIV., die Freiheit ſei alt. Es 
handle ſich aber gegenwärtig nur um die Frage der Opportunität, und da 
müſſe er ſich wundern, daß da von der einen Seite die Vorlage eines Mini⸗ 
ſterverantwortlichkeitsgeſetzes als eine Ehrenſchuld bezeichnet worden, man 
doch für dieſe Ehrenſchuld ein Moratorium beanſpruche. Er halte aber auch 
das Haus gar nicht für berechtigt, an die künftige Landesvertretung eine 
Mahnung der Art zu richten, wie dies die Anträge der Comm. und des 
Abg. Carlowitz wollten. Es ſei aber auch mißlich, eine derartige Aufgabe 
einer Vertretung zu ſtellen, deren künftige Zuſammenſetzung noch ganz un⸗ 
bekannt ſei. Wolle man etwa durch dergleichen Beſchlüſſe einen Einfluß auf 
die Wahlen ausüben, ſo bezweifle er den Erfolg; auf die Maſſe würde nur 
der Einfluß haben, der für die wohlfeilſte Regierung ſei. Er leugne alſo die 
Opportunität des Antrages. Die auswärtigen Verhältniſſe ſtänden aber ge: 
genwärtig — und in dieſer Beziehung theile er die Meinung des Abg. Wa⸗ 
gener — dem Erlaß eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes entgegen. Man 
dürfe in den gegenwärtigen Kriſen die monarchiſche Gewalt nicht derartig 
ſchwächen. Er wiſſe, es werde mit dieſem Ausdrucke viel Mißbrauch getrie⸗ 
ben. Es handle ſich aber jetzt nicht um Prinzipien, ſondern um Wahrung 
der Autorität der Regierung. Er habe erſt — bei einem engliſchen 


Der zweite Theil des Commiſſionsberichtes behaupte, daß der Antrag v. Car⸗ 
lowitz dem ſeinigen vorzuziehen ſei. Dieſe Anſicht könne er nicht nen: 
Seiner Anſicht nach habe der Commiſſions⸗Antrag, nach der vom Juſtizmi⸗ 
niſter abgegebenen Erklärung, jeden Gegenſtand verloren. Ganz anders ſei 
es mit ſeinem Geſetz⸗Entwurf, und dabei komme er zu dem dritten Punkte 
des Commiſſions⸗Berichtes. Er lege einen großen Werth auf die Initiative 
des Hauſes, um ſo mehr, als gerade in der letzten Zeit ſeitens der Staats⸗ 
Regierung ein gewiſſes Widerſtreben gegen die Initiative des Hauſes ſich 
herausgeſtellt habe. Gerade die zarte Materie der vorliegenden Angelegen⸗ 
heit mache die Initiative des Hauſes nothwendig. Die Berathungen im 
Staatsminiſterium würden dadurch erleichtert. Das Haus möge deshalb 
nicht das Andenken des hervorragendſten Mannes mißachten, der drei ahre 
hindurch den Geſetzentwurf vertheidigt habe. Er empfehle deshalb ſeinen 
Antrag, obwohl er wiſſe, daß derſelbe wenig Ausſicht auf Annahme habe. 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski für den Komm.⸗Antrag: Er wolle 
nur ſein Kotum mit einigen Worten motiviren. Man könne darüber ſtrei⸗ 
ten, ob eine Miniſterverantwortlichkeit überhaupt einen großen prakti chen 
Erfolg ce man könne ſtreiten darüber, ob es an der Zeit ſei, mit 
einem ſolchen Antrage vorzugehen; für vollkommen unberechtigt halte 
er es aber, wenn man allerhand materielle Bedenken gegen den An⸗ 
trag geltend mache; unberechtigt erſcheine es ihm, wenn man fort und fort 
behaupte, der Antrag verletze das monarchiſche Prinzip. Es handle ſich hier 
um Ausführung der Verfaſſung, welche die Krone ſelbſt gewollt habe und 
noch wolle. Deshalb gehe der Antrag mit dem ausdrücklichen Willen der 
Krone. Ein eee eee Belek verletze nicht nur nicht 
das monarchiſche Prinzip, es ſei vielmehr zum Schutz und Trutz deſſelben. 
Je mehr man die Krone ſchütze gegen verwerflichen und ſchlechten Rath, 
je mehr ſichere man die Krone und ſchütze ſie. Wenn nun immer behauptet 
werde, das Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetz ſei der Schlußſtein der Ver⸗ 
faſſung, und man dürfe deshalb nicht fo ſehr damit eilen, jo behaupte er, 
daß dieſes Geſetz das Dach der Verfaſſung ſei, und daß man endlich dafür 
ſorgen müſſe, die Verfaſſung unter Dach zu bringen. Eine Ueberſtürzung 
ſei es nicht, da Art. 61 ſeit 11 Jahren auf jene Ausführung warte. Stim⸗ 


ien —, —. h 4 
Aut j > liſchen Hamburg, 27. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt 2 jedoch 
Schriftſteller den tre enden Satz geleſen: die kon titutionellen Principienrei⸗ | till; ab auswärts ſehr ſtille. Roggen loco unverändert, ab Königsberg un⸗ 
ter ſeien die Peſt der kontinentalen Geſetzgebung. Bei einem Miniſterver⸗ verändert, jedoch ruhig; ab Petersburg feſt. Oel pr. Mai 24%, pr. Oktober 
antwortlichkeitsgeſez handle es ſich um eine Grenzregulirung zwil en der 25. Kaffee ſtille. Zink ohne Umſaß. 

Krone und den Miniſtern, was nämlich die Krone ohne, was ſie mit den Liverpool, 27. April. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umfab, — 
Miniſtern zu thun habe, und um eine Grenzregulirung zwiſchen der Krone] Preiſe gegen geſtern unverändert. 
und der Landesvertretung. Schon die Debattte über ein Miniſterverant⸗ — „ m 
wortlichkeitsgeſetz ſchließe eine Schwächung der Autorität in ſich, denn, was Berliner Börse vom 27. April 1861. 


iſt die Krone zu Grabe getragen. — In Amerika hält man ſich lediglich an t | ; g 
ö keiminal rechtliche Veron worlickelt der Minister; die politiihe [zu vertreten, hat ihn am Erſcheinen gehindert. Zur Sache ſelbſt ſoll ich] gerün Hamburg. 6 


die juriſtiſche 


men Sie auch nicht für den Antrag des Abg. Behrend, weil Sie ſonſt ein] man auch jagen möge, ein Miniſterverankwortlichkeitsgeſetz tendire ſtets da⸗ 
Votum des Hauſes bei dieſer Angelegenheit ad calendas graecas verweifen. | bin, den ren durch Entziehung der miniſteriellen Contraſignatur zu hem⸗ Fonds- und Geldeourse. Die, — 
Abg. Wagener: Der Art. 61 der Verfaſſung mäfle ausgeführt oder men. Man konne dagegen zwar den Einwand machen, jedes ganz konſtitutio⸗] Freiw, Staats-Anleihej4141101% ba. Oberschles, B.. 2% 3 ½ 107% G. 
aufgehoben werden; an die Aufhebung dachten er und feine Freunde jetzt noch:] nelle Syſtem beruhe auf Mißtrauen; wozu denn die vielfachen Operationen,] Staats - Anl. von 1860 dito ..] Tr % 19% ba. 
der Art, ſei als ſchädlich und gefährlich nicht auszuführen. — Der Comm. die es in ſeinem Gefolge habe; darauf antwortete er: dieſes Mißtrauen kul⸗ as er u. — las lei b 
Bericht biete eine artige Blumenleſe der verſchiedenſten Anſichten: monarchiſche] minire eben in dem Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, und deshalb müſſe man] di 1859 2 dito Prior C. .| — 488 0 
Bedenken, Vertrauen zu den jetzigen vortrefflichen Miniftern, nopportunität | bei dieſem gerade da am vorſichtigſten ſein, wenn es Aufgabe der Zeit fei, D dito Prior P. — [4 = 8 
wegen der er demokratiſchen Strömung in Europa, endlich die trans: die Autorität zu ſtärken. Wären aber auch die geltend gemachten Rückſichten] Berliner Stadt-Obl. i — a 9 . 983 = 
cendentale Anſchauung, daß man an der bloßen Idee der Miniſterverant⸗ | nicht: vorhanden, ſo ſei dennoch die Sache bedenklich, weil bei der eigenthüm⸗ Oppein-Tarnow. j 33 ba. | 
wortlichkeit genug habe. (Heiterkeit) Dem entſprechend die verſchiedenſten lichen Beſchaffenheit der Materie und bei dem gegenwärtigen Standpunktes a0 Prinz-W, (St-V.) 4 [85 br. | 
Anträge: Tagezöftnungen u. ſ. w. Dazwiſchen eine etwas geſchraubte Er⸗ der Dinge an ein genügendes, dem Zweck in Reſultat nicht zu nale t) Br] 4 fh K. 
klärung der legierung, die nun ſchon 3 Jahre am Ruder fer und den frü⸗ denken. Die Schwierigkeiten würden erſt zum Vorſchein kommen, wenn es 2 dito Prior... — 188 n. 
heren uſtizminiſter eine ziemlich geraume Zeit unter ſich gehabt habe; ver | ih um die Ausführung des Geſetzes handeln würde. Er erinnere an die dito v. St.gar.| — 75 15 
Perſonenwechſel in dieſem Ministerium könne alſo nicht allein Schuld an der] Paulskirche, wo Mittermaier ein ganzes Werk über die Materie ausgearbei⸗ P 
Verzögerung der betr. Vorlage ſein. Auch habe der jetzige Juſtizminiſter ja f tet, an die franzöſiſche Deputirtenkammer, die bis 1830 trotz des Eifers der 2 [Kur- u. Neumärk. Starg--Posener s\ is a 8315 B. 
früher in der erſten Kammer für den Wentzel ſchen Entwurf geſtimmt. Der konſtitutionellen Partei kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz zu Stande brachte, 2 1 0 Thüringer . . 69 108 bz. u. B 
Grund der Verzögerung der Materie liege eben in der Sache jelbit. Er und | und ſelbſt in dem konſtitutionellen Urlande, in England, ſei nach dem Aus: | e rg Feen 5 7 — 
feine Freunde wünſchten nicht unverantwortliche Miniſter, aber die Miniſter⸗ drucke des Berichterſtatters die Zeit für ein Gefe über Minifterverantwort: | 3 |Westr u. Rhei dito III. Em. | — 478% b | 
verantwortlichkeit müßte nach oben und unten verträglich fein; fie müſſe re⸗ lichkeit vorbei. Und in den Ländern, wo es vorhanden, fänden ſich deswegen 4 ö dito Fig 8 b. 
gulirt werden im Zuſammenhange mit der Verantwortlichkeit des Beamten: nicht beſſere Miniſter, ſehe er überhaupt nicht, daß die Verhältniſſe dadurch] Loved ...... — dito 1 — 2 
thums überhaupt; ein privilegirtes Forum und eine privilegirte Anklage: | bejier feien. Sobald es zu einem Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetz komme, | Soldkronen ....... ... Preuss, und ausl. Bank-Aetien. 
21 1 70 möge dabei fein, aber dieſer Schwurgerichtshof könne nicht das verwandle ſich ſofort die Rechtsfrage in eine Machtfrage. Er erinnere an A Wonde Div.] Z. 
bertribunal fein, Solle das ſein, jo müſſe erſt Art. 106 abgeſchafft ſein, den Zwieſpalt, der zwiſchen den Häufern des Landtags eintreten könnte; er 88 BA vn 1 u un * A RT 
wonach über die Frage der Giltigkeit der Geſetze kein Gerichtshof entſcheiden frage, was geſchehen ſolle, wenn beiſpielsweiſe das Haus der Abgeordneten] ate Bier Pr. Anl. 4 67% 8 Berl -Hand.-@en. | 60 4 [82 rn 
ſolle, ſondern nur die Faktoren der Geſetzgebung. „Wollen Sie die englifbe [einen Miniſter in Anklageſtand verſetzte, das Herrenhaus darauf eine Rejo-| dito neue 100-1. — 81% & 52 bz. Berl. W.-Ored. G. — 5 | — — 
Miniſteranklage bei uns einführen, jo müſſen Sie auch die englijhe Cinrich lution auf Verherrlichung deijelben Minifters beſchlöſſe, Ueberhaupt würde Alla) ARE Anleihe.) en Braunschw.Bank | 4 | 4 ff 8. 
tung hinübernehmen, daß das eine Haus anklagt, das andere richtet. (Hei: eine Gelees Menge von Rechtsfragen ſich ergeben, welche die Ausarbeitung | Russ engl. Anleihe. 8 |101°bz. Coburg. CredikA.] — 4 143 ba. 
terkeit.) Daß Sie lachen würden (nach rechts), wußte ich; aber wie Sie des Geſetzes ſehr ſchwierig machten. Die nf allein, worauf fi die Veran⸗ dito 5. Anleihe. . 5 186% bz. Darmst. Zettel-B.| 724] 4 941, G. (excl. D.) 
auch über das Herrenhaus denken mögen, das Herrenhaus iſt Ihr einziger laſſung zu einer Miniſteranklage beſchränken ſolle, ſei beiſpielsweiſe ſchon i ener 110 e 
Halt; ohne das Herrenhaus würde der Abg. v. Binde nicht mehr ſolche Re- | geeignet, eine Uebereinſtimmung zu erſchweren, da die Anſichten hier ſehr ito III. . A Ss J ee AEN we 
den gegen den Abg. für Bielefeld halten können.“ — Die Miniiterverant: auseinander gingen. „Sollte die heutige Abſtimmung (andauernde Heiter⸗ rom Obl. 4 500 Fl. J 4 1894, etw. bz. Genf. Creditb.-A. | 0 425 4%, ba. Glencl. 
wortlichkeit im gewöhnlichen liberalen Sinne widerſpreche dem monarchiſchen] keit) auch eine Majorität für die Anträge der Commiſſion oder des Abg. u eh 2 = G Bere: Dank > 1 7 Ba 5D. 
Prinzip. „Wer ift Herr, der Miniſter? die Krone oder die Volksvertretung? v. Carlowitz ergeben, jo geben Sie ſich keiner Illuſion hin. Denn wie auch pom Banknoten . — 867, de. 88 8 ar ara 994 B. 
Durch die Miniſterverantwortlichkeit ſoll die Krone gerade in ihrem eigenſten] die heutige Abflimmun (erneute Heiterkeit) ausfallen möge, ſeien Sie deſſen] Kurhess. 40 Thlr. au" & Haknov. „ — 14 191% 6. 
Wirkungskreis gebunden werden an die Landesvertretung. Des ſchönſten] gewiß, daß Ihr Beſchluß keine tiefe Senſation im Lande hervorbringen Baden 35 FI........ | — —— 7. B 
Rechtes, des Begnadigungsrechtes, beraubt die Fürsten jedes ſolche Geſetz; würde. Mein Antrag iſt jedenfalls der am meiſten praktiſche, und als ſolchen Aetlen- Co asd Pr. „ 3% 4 18 etw. be. 7 
wenn dieſe Ausnahme fehlte, würde ich und meine Freunde dafür jtimmen, enpfehle ich ihn zur Annahme.“ (Bravo im Centrum.) 3 1b 2 Ren. Credits A. V6 4 792% ba. 
Man ſagt, Prozeſſe dieſer Art ſeien ſelten. Je feltener fie find, deſto Reg.⸗Commiſſar Geh. Ober⸗Juſtizrath Friedberg: Im Auſtrage meines Anch-Bisscik 34 %% 2 Genter. al 8 08 ba. u. 0 
ſchwächer iſt die Krone. Wenn Sir Robert Peel gejagt hat, in England ſei Herrn Chefs babe ich f ſein Bedauern darüber auszusprechen, daß es! Aach Masteiche | — os. Proy.-Bank 4 % h. 
die Zeit der Miniſteranklagen vorüber, ſo iſt das identiſch mit: In England ihm nicht vergönnt iſt, an der Beratbung hierſelbſt Theil zu nehmen. ge 7 1 Br ba, 8 del 5 ad Ven. 0. 5 1 bz 
Die Nothwendigkeit, einen wicht'g en „ an einem anderen Orte r i 16 Auf w Ins 
iebt es nur in „Monarchien ohne König“. — Die Sdluß ne Sh. Namens und im Auftrage der Staatsregierung vor dem Herrenhauſe die⸗ | BerL-Potsa.-Mgd | 3, last bz. (abgst.) 
eit ſoll der Schlußſtein der Verf. ſein; Bein — ber Schlußſtein Ihres Sy: jenige Erklärung wiederholen, welche der Herr Juſtizminiſter in der Com: — — 5% 2 14155 — 
ſtemes! Für uns iſt dieſer Schlußſtein die alte Macht der Krone. In einer | miflion abgegeben hat und welche auf den Seiten 2 und 3 des Commiſſions⸗ Con- Mindener. — 30138 % 4 144 br. u. 0. 
eit wie die heutige, wollen wir dieſen Schlußſtein am wenigſten gefährden | berichts ſteht. Ich wiederhole die Erklärung auf die Gefahr hin, daß dieſelbe Franz 8t.-Eisenb. — [5 [126 ba: u. 8. 


Magd.-Halberst. . 18 
Magd.-Wittenbrg. * 
Mainz-Ludw. A. | — 


aſſen.“ — — 

Die beiden urſprünglichen Anträge von Karl und Behrend haben den 
pikanten des Mißtrauens gegen die Miniſter (oho). Der des 
Abg. Behrend verdient den Vorzug; er bringt den ſeit zehn Jahren be⸗ 
kannten Entwurf. — Der Miniſter v. Manteuffel war viel 15 
treuer, als die jetzigen Miniſter (große Heiterkeit); er hat nicht drei Jahre 

ewartet, bis er der Volksvertretung den detaillirten r eines ſolchen 

eſetzes vorlegte. — — Erhalten Sie die Unverantwort ichkeit unſerer 
Krone nicht durch ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, ſondern indem Sie 
wie Unterthanen nicht blos ſprechen, ſondern handeln (Bravo links). 

Abg. Beſeler: Bei einer richtigen Würdigung einer ſolchen politiſchen 
Inſtitution, wie die Miniſterverantwortlichkeit, muß man e rin 
Art. 43 und 44 der Verfaſſung: „der König iſt unverletzlich, die Miniſter 
verantwortlich“. Für den König müſſen andere eintreten, das iſt ein 
moderner Gedanke. Der deutſche Kaiſer mußte noch Recht nehmen; die 
Landesherren waren perfönli haftbar, wurden in die Acht erklärt. Durch⸗ 
geführt iſt der moderne Gedanke in England. Dieſe ſittliche Idee muß aus⸗ 
geprägt jein in dem Geſetze, und darauf bezieht ſich Art. 61, der nur mit⸗ 
telbar der Mittelpunkt dieſer Frage iſt. Die Form, wie die Minifter ver⸗ 
antwortlich zu machen, iſt allerdings ſchwierig, aber die Schwierigkeiten 
dürfen nicht abſchrecken. Davon wird im Einzelnen bei einer anderen Ge⸗ 
legenheit zu reden ſein. Ob die Schwierigkeiten in dem eingebrachten Ent⸗ 
wurfe gehoben find, ſteht dahin; der Wenzel'ſche Entwurf iſt immer wieder 
eingebracht, nicht als ein unverbeſſerlicher, ſondern weil er im Hauſe der 
Abgeordneten ſchon angenommen worden. Das Geſetz wegen Unverant⸗ 
wortlichkeit der Beamten wird in Sachen der Miniſter⸗Verantwortlichkeit 
nicht ganz ausreichen. Was ein Verbrechen der Verfaſſungs⸗Verletzung ſei, 
hat der Sinn des Volkes längſt erkannt, und dafür verlangt es auch eine 
Strafe. — Alle Einwendungen, welche aus dem ſogenannten monarchiſchen 
Princip hergenommen find, kommen auf den Abſolutismus hinaus. (Sehr 
richtig! rechts). Aber man mache ſich doch erſt die Begriſſe klar. (Hört, 
hört!) Als wenn wir einen Miniſter verantwortlich machen wollten für 
einen ungeſchickten Vortrag, für Mißgriffe! Um Verbrechen nur handelt es 
ſich. Die Miniſterverantwortlichkeit iſt nicht etwa fo was Neues, Exorbitantes. 
Aus allen deutſchen Ländern könnte ich Beiſpiele anführen, daß ſie ſchon in 
früherer Zeit zur Anwendung gekommen iſt, daß Miniſter wegen Malver⸗ 
ationen angeklagt ſind. — Die Verantwortlichkeit der Minister ſoll die 

erſon des Nee außerhalb der Strömung der Beengung halten, die 
mit der politiſchen Freiheit verbunden ſind. Will man nun Freiheit im 
beiten Sinne des Wortes, dann muß man verantwortliche Miniſter haben, 
die die allerhöchſte Perſon mit ihrem Namen decken. Das Intereſſe der 
Krone iſt, unabhängige Miniſter zu baben, und dieſe Unabhäng 855 wird 
Nac rl durch das Geſetz. Soll z. B. eine abſichtliche Verfaſſungs⸗Verletzung 


dem Abgeordneten für Regenwalde nicht genügend erſcheinen wird. Nach der⸗ 
ſelben it die Staatsregierung allerdings mit der Ausarbeitung des Geſetz⸗ 
entwurfs am Schluſſe des vergangenen Jahres ernſtlich beihäftigk ‚ge 
weſen, als gerade ein Wechſel in der Beſetzung desjenigen E 1 * 
riums eintrat, welches vorzugsweiſe bei der Ausarbeitung des Geſetzent⸗] Yaisse-Brieger .. 21 
wurfs betheiligt war, des Juſtizminiſteriums. ae äußere Umſtand und | Niea — 14 
allerdings auch die großen inneren Schwierigkeiten find die Urſache geweſen, N.-Schl.-Zweigb. % 
daß es der Staatsregierung nicht moglich wurde, ſchon dem jetzt verſammel⸗ 
ten Landtage den e wegen Ausführung des Art. 61 der Ver: 
faſſung vorzulegen. Bin ich gleich nicht in der Lage, einen beſtimmten Zeit⸗ 
punkt angeben zu können, zu welchem die Vorlage erfolgen wird, ſo bin ich 
doch beauftragt, Namens der Regierung zu erklären, daß ſie hofft, dies ſchon 
in der nächſten Diät thun zu können. 

Der Präſident theilt mit, daß ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion 
und einer auf Vertagung derſelben eingegangen ſei. f 

Der Antrag auf Schluß der Discuſſion wird abgelehnt; die Vertagung 
angenommen. 2 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. — Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. — 
Tages⸗Ordnung: Ban der heutigen Berathung und die Anträge von 
Starke und von Roſenberg⸗Lipinski, wegen der Zinsgarantien der Eiſen⸗ 
bahnbauten. 
PPP ˙ wp PPP 


[Lotterie.] Bei der am 27, April fortgei. Ziehung der 4. Klaſſe 
123ſter königl. Klaſſen⸗Lotterie fielen 2 Gewinne zu 5000 Thlr. auf 
Nr. 37,436 und 57,869. 7 Gewinne zu 2000 Thlr. auf Nr. 5569. 
21,474. 25,496. 33,379. 66,839. 81,239 und 85,451. 

41 Gewinne zu 1000 Thlr. auf Nr. 1771. 2311. 3448. 14,463. 
16,144. 17,448. 18,048. 19,496. 20,175, 23.013. 24,832. 30,114. 
30,289. 31,522. 32,188. 35,114. 41,409. 44,555. 47,176. 50,328. 
50,418. 51,312. 56,440. 57,225. 62,403. 62,750. 70,338. 71,423. 
72,068. 74,651. 76,353. 83,537. 84,647. 85,911. 87,953, 88,759. 
90,588. 91,049. 91,365. 91,510 und 94,353. 

55 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 725. 2403. 3412. 4010. 
9969. 10,876. 11,934. 12,668. 12,738. 13,207. 13,507. 18,489. 
19,131. 22,058. 22,551. 25,146. 27,921. 28,119. 31,480. 31,483. 
31,670. 31,689. 33,709. 36,038. 38,221. 40,861. 41,112. 41,420. 
42,435. 45,187. 45,458. 46,142, 54,251. 54,703. 54,98 1. 56,322. 
56,829. 56.965. 59,597. 61,922. 62,388. 63,566. 66,233. 68,649. 
71,295. 78,541. 79,216. 79,957. 80,147. 86,459. 88,238. 90,310. 
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431, bz. 
to Prior... | — 4 101.0. 
Oberschles. A... | 7,1844 119%, ba. 


Berlin, 27. April, Die Börſen gewinnen aus dem Ausgang des Ca: 
eg Streites die Ueberzeugung, daß es vorerit zu einem 
neuen Kampfe in Italien nicht kommen werde. Die beſſeren pariſer Courſe 
von geſtern, auch die heute nünftiger lautenden wiener Courſe reflektixen bes 
reits dieſe Meinung. Die Börfe war denn auch hier heute ſehr belebt, und 
die Spekulation entnahm beſonders aus einzelnen, neuerdings bekannt ge⸗ 
worde nen Eiſenbahn⸗Betriebsergebniſſen 1 für lebhafte Hauſſe⸗ 
Operationen. Allerdings beſchränkten ſich dieſe nur auf wenige Papiere, 
namentlich auf Köln⸗Mindener, Freiburger, 1 Steele⸗Voh⸗ 
winller; die Feſtigkeit aber, die ſich in den von dieſen Altien erzielten Cour⸗ 
ſen ausſprach, theilte ſich der Börſe im Ganzen mit. Auch inländiſche Fonds 
waren heute beliebter und feſt. Die öſterr. Sachen nahmen unter dem Ein⸗ 
fluß der wiener Courſe einen Anlauf zu einer fleigenden Bewegung, die jes 
doch von Kaufluſt nicht genügend unterſtützt wurde. Am Geldmarkt war 
mit 2½ auch heute für erſtes Berliner anzukommen. 

In Wechſeln war der Verkehr ziemlich lebhaft. Kurz Holland war zu 
haben, langes zu laſſeu; kurz Banko war gefragt und gewann %, langes 
blieb am Marlte. Von London wurden Bolten umgeſetzt, und ohne daß 
Angebot oder Nachfrage ſpäter prävalirte, kurzes erſchien verkäuflich; auch 
Paris verkehrte zur um % Thlregerhoöhten Notiz bedeutend, blieb indeß eher E 
übrig. Wien gewann in beiden Sichten % Thlr. Für Augsburg ank · 
furt (2 Sgr. erhöht) und Petersburg erhielt ſich Geld. Bremen ſtellte fi 
4 höher und fand dazu Abgeber. (B. u. 9.:3.) 


z 
® lau, 29. April, [Produktenmarkt.] Bei mittelmäßigen 
gufabres pr Angeboten von A in allen Getreidearten zu une 
änderten Preiſen, mäßiges Geſchaft und Roggen am begehrteſten. — Oel⸗ 
und Kleeſaaten ohne Aenderung, für erſtere ſehr feſte Stimmung. — Spiritus 
matt, pro 100 Quart Ice, 19%, April 19% B. u. G. 8 
gr. gr. 


Weißer Weizen . 84 88 92 Winterraps. . 85 88 90 92 95 


Gelber Weizen . 75 80 84 89 Winterräbſen 70 75 78 80 82 
Brenner⸗Weizen 5 65 70 72 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 


urch einen Miniſter ohne Strafe bleiben? Das muß eſtraft werden, wenn 
die ganze Verfaſſung nicht illuſoriſch ſein ſoll. — enn in dem Berichte | 90,942. 93,726 und 94,973. 4515. 4967 Seege . 25 48 5 x 71 £ Thlr. 
auf die demokratiſche Bewegung bingewieſen iſt, welche jetzt durch Europa 75 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 4015. 4384. 4515. af n 0 32 33 Rothe Kleeſaat 10 121317 14 15% 
gebt, jo erwidere ich: wenn man fie von den äußern Zuſtänden fern halten 6411. 7357. 7986. 9450. 10,034. 12,468, 13,245. 13,473. 14,860. % er ben 1 88 60 62 64 Weiße dito 7 10 14 16 19% 
will, jo mache man wahrhaft nationale Politik: will man fie von den inne: 15,184. 15,228. 17,699. 22,977. 24,034. 25,777. 26,389. 26,550, | Kocher ef n . 50.52 54 56 Thymothee 9 10 10% Mi 11% 
ren Zuſtänden abwenden, jo muß man die Verfaſſung erfüllen; man erfülle 29 neee 36,665 82 42021 43,725. 44,239. 45.249 ep ſen . a 2 
die Secheibun . Bertafjung, und ich garantire dafür, daß dadurch die er — 70 170 a 47158 4955 490 48203 iden n e | 
demokratiſche Bewegung befeitigt würde. : : L / A T SODUE Fire, 
ne een r q ꝓꝙqꝓqꝓDÿDqrßß Montag, den 29. Ale Grote Breife, mit Ausnahme für Galleries 


der Präſſdent das Wort dem 56,116. 546. 61,602. 62,423. 62,585. 63,217, 63,655. 
sven e melee ech. bein Antrag dan 94418 64511. 64.040 54864. 00,998. 69,437. 71,566, 71,683 
v vorge irte Tagesordnung. au CCC 8 al 
eder Lie de hier allein in Betracht — Anträgen der Comm. 72,964. 73,724. 78,320. 78,773. 81,134. 82,031. 83.960. 83,997. 
und Carlowitz, und ſei durchaus nicht ſchwächer; denn die Abg. Behrend und 84,078. 84,472. 86,165. 87,628. 91,438 und 93,368. 
ſeine Freunde 2 > recht 991 Ie Saen a = 14 — 
ität davon trügen, ihr Antrag in dieſer Seſſion kein Reſultat mehr habe 5 7 
würde Der Ag, Behrend * mit Unrecht ihm und ſeinen Freunden Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
dieſes Antrages wegen Abtrünnigkeit vorgeworfen, er freue ſich, daß er ihn Paris, 27. April, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete bei ſtarker Nach: 
nicht zum Neactionär- mit rückwirkender Kraſt gemacht habe. (Heiterkeit.) Er frage zu 68, 65, ftieg auf 68, 68 und ſchloß zur Notiz. Conſols von Mit: 
hätte vielmehr ſeinen früheren politiſchen Freunden (auf der rechten Seite) [tags 12 Uhr waren 92 gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zprz. Rente 68, 70. 
dieſen Vorwurf machen können, da dieſe Jahre lang ein Miniſterverantwort⸗ 4 prz. Rente 95, 50. Zprz. Spanier 47%. Iproz. Spanier 41%, Silber⸗ 


?oge u. Gallerie.) 5. Gaſtſpiel des Hrn. Emil Devrient, Ehrenmitglied 
ver tgl. ſächſ. Se recen Neu einſtudirt: „Lorberbaum und Bettel⸗ 
ftab, oder: Drei Winter eines Dichters.“ Schauſpiel in 3 Akten 
von Carl v. Holtei, nebſt einem Nachſpiel in einem Akt: „Bettelſtab und 
Lorberbaum, oder: Zwanzig Jahre nach dem Tode.“ (Heinrich, 
ein Schriftſteller und ein verrüdter Bettler, Herr Emil Devrient.) > 

Dinstag, den 30. April. (kleine Preiſe.) „Der Waffenſchmied. “, 
Komiſche Oper mit Tanz in 3 Akten. Muſtk von A. Lortzing. 


twortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Drud von Gro, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


